
Anweisung erteilt hatte, mehrere Kassenzettel auszu­
schreiben, damit die Dienstanweisung, nur sechs Paar 
Strümpfe an einen Käufer zu verkaufen, formell ein­
gehalten wird. Hieraus ist ersichtlich, daß er sich der 
Tatsache, daß an einen Käufer nicht mehr als sechs 
Paar Strümpfe verkauft werden dürfen, durchaus be­
wußt war. Hierdurch hat der Angeklagte V. es ermög­
licht, daß der Angeklagte M. in die Lage versetzt 
wurde, die oben wiedergegebenen großen Quanten an 
Damenstrümpfen zu erwerben und das Spekulations­
verbrechen auszuführen.

Der Senat hat daher zu prüfen, ob in der Hand­
lungsweise des Angeklagten V. eine Beihilfe zu einem 
Spekulationsverbrechen im Sinne des § 1 Abs. 1 der 
Verordnung über die Bestrafung von Spekulationsver­
brechen vom 22. Juni 1946 zu erblicken ist. Der objek­
tive Tatbestand einer solchen Beihilfehandlung dürfte 
gegeben sein, da ohne die Handlungsweise des Ange­
klagten V. der Angeklagte M. nicht in den Besitz der 
Strümpfe gelangt sein dürfte. Ob auch der subjektive 
Tatbestand einer solchen Beihilfeleistung gegeben ist, 
kann zweifelhaft sein. Der subjektive Tatbestand setzt 
voraus, daß der Angeklagte V. das Spekulationsver­
brechen des Angeklagten M. zumindest mit bedingtem 
Vorsatz gebilligt hätte. Dies ist durchaus möglich, wenn 
auch der eigentliche Vorsatz des Angeklagten V. darauf 
gerichtet gewesen sein dürfte, den Umsatz seiner HO- 
Verkaufsstelle zu steigern. Dieser Gedanke kann bei 
ihm so vorherrschend gewesen sein, daß ihm der Um­
stand, daß er zu einem Spekulationsverbrechen Bei­
hilfe leistete, gar nicht in das Bewußtsein gelangt ist. 
In diesem Fall könnte der Angeklagte V. nicht wegen 
Beihilfe zu einem Spekulationsverbrechen bestraft wer­
den. Trotzdem hätte er sich strafbar gemacht, und zwar 
nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 bzw. Ziff. 3 der Wirtschafts­
strafverordnung. Wie bereits dargelegt, darf an einen 
einzelnen Käufer nur eine geringe Anzahl von 
Strümpfen gleichzeitig abgegeben werden. Wenn daher 
eine größere Anzahl von Strümpfen mit einem Male 
abgegeben wird, so werden diese Gegenstände ihrem 
bestimmungsgemäßen Gebrauch, nämlich an den Letzt­
verbraucher veräußert zu werden, entzogen, bzw. sie 
werden beiseitegeschafft. V. hätte nur dann die 
Strümpfe ihrem bestimmungsgemäßen Gebrauch zuge­
führt, wenn er sich an die ihm erteilte Weisung, nur 
eine geringe Menge von Strümpfen an einen einzelnen 
Käufer zu verkaufen, gehalten hätte. Nach alledem ist 
der Angeklagte dringend tatverdächtig. Da auch schon 
im Hinblick auf die Nähe der Zonengrenze Fluchtver­
dacht besteht, mußte der Antrag auf Haftentlassung 
zurückgewiesen werden.

§§ 331, 332 StGB.
Zur Strafbarkeit der Annahme von Geschenken der 

Gefangenen durch Strafvollzugsangestellte.
OLG Potsdam, Urt. vom 2. Mai 1950. — 3 Ss 21/50.

Aus den G r ü n d e n :
Auch die Rüge der Verletzung des § 331 StGB kann 

nicht durchgreifen. Die Revision bemängelt insoweit, 
daß nicht festgestellt sei, welche an sich nicht pflicht­
widrigen Handlungen die Angeklagten für die Ent­
gegennahme von Geschenken vorgenommen hätten. 
Wie das angefochtene Urteil feststellt, haben die An­
geklagten als Gegenleistung für die zu ihren Geburts­
tagen empfangenen Geschenke den Gefangenen 
Zigaretten und Kekse gegeben. Die Strafkammer hat 
offenbar angenommen, daß es sich bei der Hingabe 
dieser Zigaretten und Kekse um nicht pflichtwidrige 
Handlungen der Angeklagten gehandelt habe. Dem 
hat sich der Senat nicht anschließen können, da die 
Gewährung von Lebens- und Genußmitteln an Ge­
fangene nicht unbeschränkt erlaubt, sondern nur unter 
Einhaltung bestimmter Vorschriften in beschränktem 
Maße zulässig ist. Die Angeklagten hätten auch inso­
weit also nach § 332 StGB bestraft werden müssen. 
Wenn die Strafe aus § 331 StGB entnommen ist, sind 
die Angeklagten demnach durch diesen Mangel des 
Urteils nicht beschwert. Im übrigen haben die Ge­
fangenen den Angeklagten die Geschenke auch ge­
macht, weil sie sich seitens der Angeklagten, zu deren 
amtlichen Pflichten ihre Bewachung und Betreuung ge­
hörte, besondere Vorteile davon versprachen. Die Amts­
handlungen des Täters bei einem Vergehen gegen

§ 331 StGB brauchen auch keine Gegenleistungen für die 
empfangenen Geschenke zu sein. Es genügt vielmehr, 
wenn es sich um Amtshandlungen handelt, für deren 
Vornahme das Sichgewährenlassen einer Vergütung in 
jeder Form verboten ist, wie es bei dem Strafvollzugs­
personal der Fall ist. Die Angeklagten können sich hier 
nicht darauf berufen, daß die Annahme kleiner Ge­
schenke nicht schlechthin jedem Angestellten im öffent­
lichen Dienst verboten ist, wie z. B. die Annahme einer 
Zigarre durch einen Briefträger zum Neuen Jahr oder 
dergleichen. Die Aufgaben des Strafvollzuges und die 
Gefangenendisziplin verlangen vielmehr, daß hier die' 
Annahme jedweder Zuwendungen, und sei es auch zum 
Geburtstage, unzulässig sein muß.
A n m e r k u n g :

Dem Urteil ist zuzustimmen. Es räumt mit einem 
Unfug auf, der leider vielfach eingerissen ist und der 
häufig genug die Quelle tieferfressender Korruption ist. 
Der Satz „kleine Geschenke erhalten die Freundschaft“ 
ist hier so schlecht angebracht, wie nur irgend möglich. 
Wenn ein zeichnerisch begabter Gefangener in einer Straf­
anstalt einsitzt, so ist es schön, wenn er hilft, die Flure der 
Anstalt, die Dienstzimmer, den Kultursaal, das Besuchs­
zimmer, das Krankenrevier mit Wandschmuck zu ver­
sehen. Aber seine Bilder gehören nicht in die Schlaf­
stuben der Wachtmeister, weder als Geschenke, noch 
für „ein paar Zigaretten“ oder ähnliche Gegenleistungen. 
Es gehört sich nicht, daß das Spielzeug, das ein Ge­
fangener in seinen Mußestunden bastelt, auf den Ge­
burtstagstisch der Kinder eines Vollzugsangestellten 
wandert. Die Volkssolidarität kennt genug Kinder, 
denen dadurch eine Freude gemacht werden kann. Und 
so ist es mit Lederarbeiten, mit Häkeleien und Strick­
arbeiten, mit Schnitzarbeiten und tausend anderen 
Dingen. Gewiß wird ein Anstaltsleiter, ein Anstalts­
wachtmeister, der seinen Beruf ernst nimmt, der sich 
für seine Gefangenen einsetzt, sie fördert, ihnen beruf­
lich hilft, deren Dankbarkeit erwerben. Es ist ver­
ständlich, daß auch in dem Gefangenen, dem geholfen 
wird, der Wunsch keimt, seine Dankbarkeit zu bezeugen. 
Solche Dankbarkeit soll nicht erstickt werden, aber 
sie soll in die richtigen Kanäle fließen. Es gibt deren 
genug. Eine Vollzugsanstalt ist ein großes Kollektiv. 
Sie bietet hundertfältig Gelegenheit, dem Leiter und 
dem Wachtmeister d u r c h  A r b e i t  f ü r  d i e s e s  
K o l l e k t i v  zu zeigen, daß seine Worte auf richtigen 
Boden gefallen sind, und ihm durch die Tat zu danken. 
Auch das sind Geschenke, aber Geschenke moralischer 
Art, die wertvoller sind als das geschnitzte Tintenfaß, 
das Spielzeug, das Wandbild, und seien sie technisch 
noch so gut ausgeführt. Hier liegt gut und böse allzu­
nahe beieinander. Welcher technisch begabte Gefangene 
wird nicht bestrebt sein, durch solche „Aufmerksam­
keiten“ sich das Wohlwollen seines Wachtmeisters zu 
erwerben, auch wenn ihn keine Regung der Dankbar­
keit dazu treibt! Der Angestellte, der die Gefälligkeit 
annimmt, lähmt sich selbst. Er wird nicht umhin 
können, bei anderer Gelegenheit 5 gerade sein zu 
lassen. Und damit beginnt die Korruption. Sie läuft 
über den geschmuggelten Brief und endet bei der Ent­
weichung des Wirtschaftsverbrechers. Es gibt keinen 
sicheren und keinen sauberen Strafvollzug, es gibt 
keine Erziehung im Strafvollzüge in Anstalten, 
deren Angestellte für Geschenke von Gefangenen 
eine empfängliche Hand haben. Darum ist das 
Urteil zu begrüßen, so hart es auch im Einzel­
fall erscheinen mag. Es sei allen Vollzugsangestellten, 
die ihre Situation und ihre Pflicht noch nicht erfaßt 
haben, Warnung und Lehre ]gr ’Werner G ent z.

Ein Strafantrag nach der Preisstrafrechtsverordnung 
ist zur Bestrafung eines Preisvergehens dann nicht 
erforderlich, wenn dieses Vergehen in Tateinheit mit 
einer sonstigen strafbaren Handlung steht. Sachwucher 
in Tateinheit mit Preisvergehen ist möglich.

OLG Potsdam, Urt. vom 29. November 1949 — 
3 Ss. 231/49.

Aus den G r ü n d e n :
Zutreffend rügt der Beschwerdeführer, daß das 

Schöffengericht den Angeklagten nicht auch wegen 
Verletzung von Preisvorschriften bestraft hat. Das 
Vordergericht hat sich zwar mit der Anwendungs-
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